Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes über den Beruf der Hebamme und 
des Entbindungspflegers (Hebammengesetz — HebG — ) 
— Drucksache 10/1064 — 


A. Problem 

Das Gesetz über den Beruf der Hebamme und des Entbin- 
dungspflegers soll das Hebammengesetz vom 21. Dezember 
1938 ablösen. Es enthält Zulassungsregelungen für den Beruf 
der Hebamme und des Entbindungspflegers. 

Durch das Gesetz sollen außerdem die Richtlinie des Rates 
80/ 154/EWG über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für 
Hebammen und über Maßnahmen zur Erleichterung der tat- 
sächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des 
Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr und die Richtlinie 
des Rates 80/155/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Aus- 
übung der Tätigkeiten der Hebamme, beide vom 21. Januar 
1980 (ABI. EG Nr. L 33 S. 1 und 8) in innerstaatliches Recht 
umgesetzt werden, soweit die letztgenannte Richtlinie nicht 
bereits durch die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Heb- 
ammen vom 3. September 1981 (BGBl. I S. 923) in deutsches 
Recht umgesetzt ist. 


B. Lösung 

Nach dem Entwurf sind Voraussetzung für die Erteilung der 
Erlaubnis zur Führung der genannten Berufsbezeichnungen: 

1. Teilnahme an der durch dieses Gesetz vorgeschriebenen 
Ausbildung, 
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2. Bestehen der staatlichen Prüfung, 

3. Zuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs und 

4. geistige und körperliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs. 

Der Entwurf enthält eine Ermächtigung für den Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit, die Mindestanforde- 
rungen an die Ausbildung und das Nähere über die staatliche 
Prüfung zu regeln. Der Entwurf sieht für Hebammen und Ent- 
bindungspfleger die dort näher definierte Geburtshilfe als vor- 
behaltene Tätigkeit vor. Der Entwurf sieht ferner die Gleich- 
stellung der nach der Richtlinie 80/154/EWG der gegenseiti- 
gen Anerkennung unterliegenden Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise mit dem Ausbil- 
dungsnachweis vor, den das Gesetz vorschreibt. Er regelt 
ferner die Berechtigung zur Erbringung von Dienstleistungen 
durch Begünstigte der Richtlinien. 

Mehrheitsbeschluß bei Stimmenthaltungen 


C. Alternativen 

Die Ausbildung soll über das Erlernen medizinischer und für 
den Beruf der Hebamme und des Entbindungspflegers we- 
sentlicher technischer Kenntnisse und Fähigkeiten, die prak- 
tische Unterweisung sowie die Vermittlung klinischer Erfah- 
rung hinaus, insbesondere dazu befähigen, Frauen während 
der Schwangerschaft, der Geburt und dem Wochenbett sach- 
und fachgerechte Beratung und Fürsorge zu gewähren, nor- 
male Geburten zu leiten, Komplikationen des Geburtsverlaufs 
frühzeitig zu erkennen, Neugeborene zu versorgen, den Wo- 
chenbettverlauf zu überwachen und eine Dokumentation über 
den Geburtsverlauf anzufertigen. Im übrigen soll das Gesetz 
für die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Hebammen 
vom 3. September 1981 eine zeitgemäße Rechtsgrundlage lie- 
fern. Den Ausbildungsanforderungen kann nur in einer wei- 
testgehend im Krankenhaus durchgeführten Ausbildung ent- 
sprochen werden. Alternativen bestehen keine. 


D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit Kosten belastet. Da 
die Ausbildung der Hebammen und Entbindungspfleger durch 
die am 1. Januar 1983 in Kraft getretene Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für Hebammen bereits von zwei auf drei 
Jahre verlängert und den Mindestanforderungen der Richtli- 
nie 8/155/EWG angepaßt worden ist, verursacht das Gesetz 
insoweit keine zusätzlichen Kosten mehr. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1064 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. März 1985 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Frau Augustin Delorme 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über den Beruf der Hebamme und 
des Entbindungspflegers (Hebammengesetz — HebG — ) 

— Drucksache 10/1064 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über den Beruf 
der Hebamme und des Entbindungspflegers 
(Hebammengesetz — HebG — ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


I. ABSCHNITT 

Erlaubnis 

§1 

(1) Wer die Berufsbezeichnung „Hebamme“ oder 
„Entbindungspfleger“ führen will, bedarf der Er- 
laubnis. 

(2) Hebammen, die Staatsangehörige eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft sind, dürfen diese Berufsbezeichnung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Erlaubnis 
führen, sofern sie ihre Berufstätigkeit als vorüber- 
gehende Dienstleistung im Sinne des Artikels 60 
des EWG-Vertrages im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes ausüben. Sie unterliegen jedoch der Anzei- 
gepflicht nach diesem Gesetz. 

(3) Absatz 2 gilt für männliche Berufsangehörige 
entsprechend. 

§2 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbil- 
dungszeit abgeleistet und die staatliche Prüfung 
bestanden hat, 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Aus- 
übung des Berufs ergibt, und 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, we- 
gen Schwäche seiner geistigen oder körperli- 
chen Kräfte oder wegen einer Sucht zur Aus- 
übung des Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 


Entwurf eines Gesetzes über den Beruf 
der Hebamme und des Entbindungspflegers 
(Hebammengesetz — HebG — ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. ABSCHNITT 

Erlaubnis 

§1 

unverändert 


§2 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 gilt als 
erfüllt, wenn ein Antragsteller, der Staatsangehöri- 
ger eines Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ist, in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
eine Ausbildung als Hebamme abgeschlossen hat 
und dies durch Vorlage eines nach dem 22. Januar 
1986 ausgestellten, in der Anlage zu diesem Gesetz 
auf geführten Diploms, Prüfungszeugnisses oder 
sonstigen Befähigungsnachweises des betreffenden 
Mitgliedstaats nachweist Ist die Ausbildung in ei- 
nem Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft abgeschlossen worden, der der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft nach dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt beigetreten ist, so gilt, sofern 
sich aus den Vereinbarungen über den Beitritt 
nichts anderes ergibt, das Datum des Beitritts. Der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Anlage zu diesem Gesetz späteren Änderungen des 
Artikels 3 der Richtlinie 80/ 154/EWG vom 21. Ja- 
nuar 1980 (ABI. EG Nr. L 33 S. 1), geändert durch die 
Richtlinie 80/1273/EWG vom 22. Dezember 1980 
(ABI. EG Nr. L 375 S. 74) anzupassen. 

(3) Die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 ist unbeschadet 
des Absatzes 2 Satz 1 und 2 unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 auch Deutschen 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, 

Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
heimatlosen Ausländern im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet zu erteilen, die außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes eine abgeschlossene 
Ausbildung erworben haben, wenn die Gleichwer- 
tigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. Ande- 
ren Personen kann die Erlaubnis erteilt werden, 
wenn diese Voraussetzungen vorliegen. 


§3 § 3 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei unverändert 

ihrer Erteilung die staatliche Prüfung nicht bestan- 
den oder die Ausbildung nach § 2 Abs. 2 oder 3 oder 

die nach § 29 Abs. 1 oder 2 nachzuweisende Ausbil- 
dung nicht abgeschlossen war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
weggefallen ist. 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 weggefallen ist 


II. ABSCHNITT II. ABSCHNITT 

Vorbehaltene Tätigkeiten Vorbehaltene Tätigkeiten 

§4 §4 

(1) Zur Leistung von Geburtshilfe sind, abgese- (1) Zur Leistung von Geburtshilfe sind, abgese- 
hen von Notfällen, außer Ärzten nur Personen mit hen von Notfällen, außer Ärztinnen und Ärzten nur 
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Entwurf 

einer Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeich- 
nung „Hebamme“ oder „Entbindungspfleger“ sowie 
Dienstleistungserbringer im Sinne des § 1 Abs. 2 be- 
rechtigt. 


(2) Geburtshilfe im Sinne des Absatzes 1 umfaßt 
Überwachung des Geburtsvorgangs von Beginn der 
Wehen an, Hilfe bei der Geburt und Überwachung 
des Wochenbettverlaufs. 


III. ABSCHNITT 

Ausbildung 

§5 

Die Ausbildung soll dazu befähigen, Frauen wäh- 
rend der Schwangerschaft, der Geburt und dem Wo- 
chenbett Rat zu erteilen und die notwendige Für- 
sorge zu gewähren, normale Geburten zu leiten, 
Neugeborene zu versorgen, den Wochenbettverlauf 
zu überwachen und eine Dokumentation über den 
Geburtsverlauf anzufertigen (Ausbildungsziel). 


§6 

(1) Die Ausbildung für Hebammen und Entbin- 
dungspfleger schließt mit der staatlichen Prüfung 
ab und dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staat- 
lichen Prüfung drei Jahre. Sie besteht aus theoreti- 
schem und praktischem Unterricht und einer prak- 
tischen Ausbildung. Unterricht und praktische Aus- 
bildung werden in staatlich anerkannten Hebam- 
menlehranstalten an Krankenhäusern vermittelt. 

(2) Hebammenlehranstalten sind als geeignet für 
die Ausbildung nach Absatz 1 staatlich anzuerken- 
nen, wenn sie 

1. von einer Lehrhebamme oder einem zum Unter- 
richt befähigten Entbindungspfleger oder ge- 
meinsam von einem Arzt und einer Lehrheb- 
amme oder einem zum Unterricht befähigten 
Entbindungspfleger geleitet werden, 

2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl weiterer Lehr- 
hebammen oder zum Unterricht befähigter Ent- 
bindungspfleger sowie an der Ausbildung mit- 
wirkende Ärzte und sonstige Fachkräfte verfü- 
gen, 

3. die erforderlichen Räume und Einrichtungen für 
den Unterricht besitzen, 

4. mit einem Krankenhaus verbunden sind, das die 
Durchführung der praktischen Ausbildung nach 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Heb- 
ammen und Entbindungspfleger durch Hebam- 
men oder Entbindungspfleger im Krankenhaus 
gewährleistet. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Personen mit einer Erlaubnis zur Führung der Be- 
rufsbezeichnung „Hebamme“ oder „Entbindungs- 
pfleger“ sowie Dienstleistungserbringer im Sinne 
des § 1 Abs. 2 berechtigt. Die Ärztin und der Arzt 
sind verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß bei 
einer Entbindung eine Hebamme oder ein Entbin- 
dungspfleger zugezogen wird. 

(2) unverändert 


III. ABSCHNITT 

Ausbildung 

§5 

Die Ausbildung soll insbesondere dazu befähigen, 
Frauen während der Schwangerschaft, der Geburt 
und dem Wochenbett Rat zu erteilen und die not- 
wendige Fürsorge zu gewähren, normale Geburten 
zu leiten, Komplikationen des Geburtsverlaufs 
frühzeitig zu erkennen, Neugeborene zu versorgen, 
den Wochenbettverlauf zu überwachen und eine 
Dokumentation über den Ge burts verlauf anzuferti- 
gen (Ausbildungsziel). 

§6 

(1) Die Ausbildung für Hebammen und Entbin- 
dungspfleger schließt mit der staatlichen Prüfung 
ab und dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staat- 
lichen Prüfung drei Jahre. Sie besteht aus theoreti- 
schem und praktischem Unterricht und einer prak- 
tischen Ausbildung. Unterricht und praktische Aus- 
bildung werden in staatlich anerkannten Hebam- 
menschulen an Krankenhäusern vermittelt. 

(2) Hebammenschulen sind als geeignet für die 
Ausbildung nach Absatz 1 staatlich anzuerkennen, 
wenn sie 

1. von einer Lehrhebamme oder einem Lehrent- 
bindungspfleger oder gemeinsam von einer Ärz- 
tin oder einem Arzt und einer Lehrhebamme 
oder einem Lehrentbindungspfleger geleitet 
werden, 

2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl von Lehrhebam- 
men oder Lehrentbindungspflegern sowie an 
der Ausbildung mitwirkende Ärztinnen oder 
Ärzte und sonstige Fachkräfte verfügen, 

3. unverändert 

4. unverändert 
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Entwurf 

Teile der praktischen Ausbildung können, sofern 
das Ausbildungsziel es zuläßt oder darüber hinaus 
erfordert, auch in einer Einrichtung durchgeführt 
werden, die von der zuständigen Behörde zur Aus- 
bildung ermächtigt ist. 

§7 

Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung ist 
die Vollendung des siebzehnten Lebensjahres und 
die gesundheitliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs sowie 

1. eine abgeschlossene Realschulbildung , 


2. eine andere abgeschlossene zehnjährige Schul- 
bildung, 


3 . eine der abgeschlossenen Realschulbildung 
gleichwertige Schulbildung, 

4 . ein Hauptschulabschluß oder ein gleichwertiger 
Abschluß und der Besuch einer mindestens 
zweijährigen Pflegevorschule oder 

5. eine nach Hauptschulabschluß oder einem 
gleichwertigen Abschluß abgeschlossene Berufs- 
ausbildung von mindestens zwei Jahren. 

Satz 1 gilt nicht für Krankenpflegehelferinnen und 
Krankenpflegehelfer mit mindestens zweijähriger 
Berufstätigkeit; hiervon unberührt bleibt der Nach- 
weis der gesundheitlichen Eignung zur Ausübung 
des Berufs. 

§8 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine an- 
dere Ausbildung im Umfange ihrer Gleichwertig- 
keit auf die Dauer der Ausbildung anrechnen, wenn 
die Durchführung der Ausbildung und die Errei- 
chung des Ausbildungszieles dadurch nicht gefähr- 
det werden. Eine Ausbildung als Krankenschwe- 
ster, Krankenpfleger, Kinderkrankenschwester 
oder Kinderkrankenpfleger ist mit zwölf Monaten 
anzurechnen. 

§9 

Auf die Dauer der Ausbildung werden angerech- 
net 

1. Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis 
zu sechs Wochen jährlich und 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, vom Schüler nicht 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
unverändert 


§7 

Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbil- 
dung nach §6 Abs. 1 ist die Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres und die gesundheitliche Eig- 
nung zur Ausübung des Berufs. Weiter ist Voraus- 
setzung: 

1. Der Realschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung oder eine andere abgeschlossene 
zehnjährige Schulbildung oder 

2. der Hauptschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung, sofern der Bewerber 

a) eine mindestens zweijährige Pflegevorschule 
erfolgreich besucht hat oder 

b) eine Berufsausbildung mit einer vorgesehe- 
nen Ausbildungsdauer von mindestens zwei 
Jahren erfolgreich abgeschlossen hat 

oder 

3. die Erlaubnis als Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer. 


§8 

unverändert 


§9 

Auf die Dauer der Ausbildung werden angerech- 
net 

1. unverändert 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, von der Schülerin 
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Entwurf 

zu vertretenden Gründen bis zur Gesamtdauer 
von zwölf Wochen, bei verkürzten Ausbildungen 
nach § 8 bis zu höchstens vier Wochen je Ausbil- 
dungsjahr. 

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch dar- 
über hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, so- 
weit eine besondere Härte oder ähnlich schwerwie- 
gende Gründe vorliegen und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 

§ 10 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung für Hebammen und Entbindungspfleger unter 
Berücksichtigung der in Artikel 1 der Richtlinie 80/ 
155/EWG vom 21. Januar 1980 (ABI. EG Nr. L 33 
S. 8) genannten Ausbildungsvoraussetzungen die 
Mindestanforderungen an die Ausbildung sowie 
das Nähere über die staatliche Prüfung und die Ur- 
kunde für die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 zu regeln. In 
der Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß der 
Schüler an theoretischem und praktischem Unter- 
richt und an einer praktischen Ausbildung teilzu- 
nehmen hat 


(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist 
ferner für Antragsteller, die Staatsangehörige eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind, zu regeln: 

1. das Verfahren bei der Prüfung der Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3, insbesondere 
die Vorlage der vom Antragsteller vorzulegen- 
den Nachweise und die Ermittlung durch die zu- 
ständigen Behörden entsprechend Artikel 7 bis 
10 der Richtlinie 80/154/EWG, 

2. die Frist für die Erteilung der Erlaubnis entspre- 
chend Artikel 11 der Richtlinie 80/154/EWG. 


IV. ABSCHNITT 

Ausbildungsverhältnis 

§11 

Der Träger der Ausbildung, der einen anderen 
zur Ausbildung nach diesem Gesetz einstellt, hat 
mit diesem einen Ausbildungsvertrag nach Maß- 
gabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schlie- 
ßen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

oder vom Schüler nicht zu vertretenden Grün- 
den bis zur Gesamtdauer von zwölf Wochen, bei 
verkürzten Ausbildungen nach § 8 bis zu höch- 
stens vier Wochen je Ausbildungsjahr. 

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch dar- 
über hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, so- 
weit eine besondere Härte vorliegt und das Ausbil- 
dungsziel durch die Anrechnung nicht gefährdet 
wird. 


§ 10 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung für Hebammen und Entbindungspfleger unter 
Berücksichtigung der in der Richtlinie 80/ 155/EWG 
vom 21. Januar 1980 (ABI. EG Nr. L 33 S. 8) genann- 
ten Ausbildungsvoraussetzungen, Ausbildungsin- 
halte, Tätigkeiten und Aufgaben die Mindestanfor- 
derungen an die Ausbildung sowie das Nähere über 
die staatliche Prüfung und die Urkunde für die Er- 
laubnis nach § 1 Abs. 1 zu regeln. In der Rechtsver- 
ordnung ist vorzusehen, daß die Schülerin und der 
Schüler an theoretischem und praktischem Unter- 
richt und an einer praktischen Ausbildung teilzu- 
nehmen haben. 

(2) unverändert 


IV. ABSCHNITT 

Ausbildungsverhältnis 

§11 

(1) Der Träger der Ausbildung, der einen anderen 
zur Ausbildung nach diesem Gesetz einstellt, hat 
mit diesem einen schriftlichen Ausbildungsvertrag 
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts 
zu schließen. 

(2) Der Ausbildungsvertrag muß mindestens ent- 
halten 

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 
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Entwurf 


§12 

(1) Der Träger der Ausbildung hat unverzüglich 
nach Abschluß des Ausbildungsvertrages , späte- 
stens vor Beginn der Ausbildung, den wesentlichen 
Inhalt des Vertrages schriftlich niederzulegen Die 
Niederschrift muß mindestens enthalten: 

1. Den Beginn und die Dauer der Ausbildung , 

2. Angaben über Ausbildungsmaßnahmen in Ein- 
richtungen nach § 6 Abs, 2, 

3. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Ausbildungszeit, 

4. die Dauer der Probezeit, 

5. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbil- 
dung sv er gütung, 

6. die Dauer des Urlaubs oder der Ferien, 

7. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbil- 
dung svertrag gekündigt werden kann. 

(2) Die Niederschrift ist von dem Träger der Aus- 
bildung sowie dem Schüler und dessen gesetzli- 
chem Vertreter zu unterzeichnen . Eine Ausfertigung 
der Unterzeichneten Niederschrift ist dem Schüler 
und dessen gesetzlichem Vertreter auszuhändigen. 

(3) Bei Änderungen des Ausbildungsvertrages 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 


§13 

(1) Eine Vereinbarung, die den Schüler für die 
Zeit nach Beendigung des Ausbildungsverhältnis- 
ses in der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit 
beschränkt, ist nichtig. Dies gilt nicht, wenn der 
Schüler innerhalb der letzten drei Monate des Aus- 
bildungsverhältnisses für die Zeit nach dessen Be- 
endigung mit dem Träger der Ausbildung ein Ar- 
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingeht 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

3. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Ausbildungszeit, 

4. die Dauer der Probezeit, 

5. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbil- 
dungsvergütung, 

6. die Dauer des Urlaubs, 

7. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbil- 
dungsvertrag gekündigt werden kann* 

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einem Vertre- 
ter des Trägers der Ausbildung sowie der Schülerin 
oder dem Schüler und deren gesetzlichem Vertre- 
ter zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des Unter- 
zeichneten Ausbildungsvertrages ist der Schülerin 
oder dem Schüler und deren gesetzlichem Vertre- 
ter auszuhändigen. 

(4) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedür- 
fen der Schriftform. 

§12 

entfällt 


§ 13 

(1) Eine Vereinbarung, die die Schülerin oder den 
Schüler für die Zeit nach Beendigung des Ausbil- 
dungsverhältnisses in der Ausübung ihrer berufli- 
chen Tätigkeit beschränkt, ist nichtig. Dies gilt 
nicht, wenn die Schülerin oder der Schüler inner- 
halb der letzten drei Monate des Ausbildungsver- 
hältnisses für die Zeit nach dessen Beendigung ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingeht. 
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(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung des Schülers, für die Ausbil- 
dung eine Entschädigung zu zahlen, 

2. Vertragsstrafen, 

3. den Ausschluß oder die Beschränkung von Scha- 
densersatzansprüchen, 

4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersat- 
zes in Pauschbeträgen. 

§14 

(1) Der Träger der Ausbildung hat 

1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebo- 
tenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich ge- 
gliedert so durchzuführen, daß das Ausbildungs- 
ziel (§ 5) in der vorgesehenen Ausbildungszeit 
erreicht werden kann, 

2. dem Schüler kostenlos die Ausbildungsmittel, 
insbesondere Lehrbücher ; Instrumente und Ap- 
parate zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbil- 
dung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung 
erforderlich sind. 

(2) Dem Schüler dürfen nur Verrichtungen über- 
tragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen; 
sie sollen seinen körperlichen Kräften angemessen 
sein. 

§15 

Der Schüler hat sich zu bemühen, die in § 5 ge- 
nannten Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbil- 
dungsziel zu erreichen. Er ist insbesondere ver- 
pflichtet, 

1. an dem vorgeschriebenen theoretischen und 
praktischen Unterricht sowie an der praktischen 
Ausbildung teilzunehmen, 

2. sich gegenüber dem Patienten seinem Ausbil- 
dung s- und Berufsziel entsprechend zu verhal- 
ten , 

3 . die ihm im Rahmen seiner praktischen Ausbil- 
dung auf getragenen Verrichtungen sorgfältig 
auszuführen und Instrumente, Apparate und 
sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln. 


§16 

(1) Der Träger der Ausbildung hat dem Schüler 
eine Ausbildungsvergütung zu gewähren. 

(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch 
Rechtsverordnung nach § 17 Satz 1 Nr. 3 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch bestimmten Werte ange- 
rechnet werden, jedoch nicht über fünfundsiebzig 
vom Hundert der Bruttovergütung hinaus. Kann 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung der Schülerin oder des Schü- 
lers, für die Ausbildung eine Entschädigung zu 
zahlen, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


§ 14 

(1) Der Träger der Ausbildung hat 
1. unverändert 


2. der Schülerin und dem Schüler kostenlos die 
Ausbildungsmittel, Instrumente und Apparate 
zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung und 
zum Ablegen der staatlichen Prüfung erforder- 
lich sind. 

(2) Der Schülerin und dem Schüler dürfen nur 
Verrichtungen übertragen werden, die dem Ausbil- 
dungszweck dienen; sie sollen ihren körperlichen 
Kräften angemessen sein. 

§ 15 

Die Schülerin und der Schüler haben sich zu be- 
mühen, die in § 5 genannten Kenntnisse, Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten zu erwerben, die erforderlich 
sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie sind 
insbesondere verpflichtet, 

1. an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstal- 
tungen teilzunehmen, 

2. die ihnen im Rahmen der Ausbildung aufgetra- 
genen Verrichtungen sorgfältig auszuführen, 

3. die für Beschäftigte im Krankenhaus geltenden 
Bestimmungen über die Schweigepflicht einzu- 
halten und über Betriebsgeheimnisse Still- 
schweigen zu wahren. 


§16 

(1) Der Träger der Ausbildung hat der Schülerin 
und dem Schüler eine Ausbildungsvergütung zu ge- 
währen. 

(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch 
Rechtsverordnung nach § 17 Satz 1 Nr. 3 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch bestimmten Werte ange- 
rechnet werden, jedoch nicht über fünfundsiebzig 
vom Hundert der Bruttovergütung hinaus. Können 
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der Schüler während der Zeit, für welche die Aus- 
bildungsvergütung fortzuzahlen ist, aus berechtig- 
tem Grund Sachbezüge nicht abnehmen, so sind 
diese nach den Sachbezugswerten abzugelten. 


§ 17 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Pro- 
bezeit. Die Probezeit beträgt vier Monate. 

§ 18 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ab- 
lauf der Ausbildungszeit. 

(2) Besteht der Schüler die staatliche Prüfung 
nicht, so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis 
auf seinen schriftlichen Antrag bis zur nächstmögli- 
chen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um 
ein Jahr. 


§ 19 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungs- 
verhältnis jederzeit ohne Einhalten einer Kündi- 
gungsfrist gekündigt werden. . 

(2) Nach der Probezeit kann das Au sbildungs Ver- 
hältnis nur gekündigt werden 

1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhalten ei- 
ner Kündigung sfristy 


2. vom Schüler mit einer Kündigungsfrist von vier 
Wochen, wenn er die Ausbildung aufgeben oder 
sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden 
lassen will 

(3) Die Kündigung muß schriftlich und in den Fäl- 
len des Absatzes 2 Nr. 1 unter Angabe der Kündi- 
gungsgründe erfolgen. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

die Schülerin und der Schüler während der Zeit, für 
welche die Au sbildungs Vergütung fortzuzahlen ist, 
aus berechtigtem Grund Sachbezüge nicht abneh- 
men, so sind diese nach den Sachbezugswerten ab- 
zugelten. 

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägli- 
che oder wöchentliche Ausbildungszeit hinausge- 
hende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zuläs- 
sig und besonders zu vergüten. 

§ 17 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Pro- 
bezeit. Die Probezeit beträgt sechs Monate. 

§ 18 

(1) unverändert 

(2) Bestehen die Schülerin und der Schüler die 
staatliche Prüfung nicht, so verlängert sich das Aus- 
bildungsverhältnis auf ihren schriftlichen Antrag 
bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, 
höchstens jedoch um ein Jahr. 


§ 19 

(1) unverändert 


(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsver- 
hältnis nur gekündigt werden 

1. ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist, 

a) wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 nicht oder nicht mehr vorliegen, 

b) aus einem sonstigen wichtigen Grund. 

2. von der Schülerin und dem Schüler mit einer 
Kündigungsfrist von vier Wochen. 


(3) unverändert 


(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund (4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund 
ist unwirksam, wenn die ihr zugrundeliegenden ist unwirksam, wenn die ihr zugrundeliegenden 
Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger 
als drei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgesehenes als zwei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgesehenes 
Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle 
eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der 
Lauf dieser Frist gehemmt. Lauf dieser Frist gehemmt. 


§ 20 § 20 

Wird der Schüler im Anschluß an das Ausbil- Werden die Schülerin und der Schüler im An- 
dungsverhältnis beschäftigt, ohne daß hierüber aus- Schluß an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, 
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drücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begrün- 
det. 

§21 

Eine Vereinbarung, die zuungunsten des Schülers 
von den Vorschriften des IV. Abschnitts dieses Ge- 
setzes abweicht, ist nichtig. 


§22 

Die §§11 bis 21 finden keine Anwendung auf 
Schüler, die Mitglieder geistlicher Gemeinschaften 
oder Diakonissen oder Diakonieschwestern sind. 


V. ABSCHNITT 

Erbringen von Dienstleistungen; 
zwischenstaatliche Verträge 

§23 

(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die zur 
Ausübung des Berufs einer Hebamme in einem an- 
deren Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft auf Grund einer nach deutschen 
Rechtsvorschriften abgeschlossenen Ausbildung 
oder auf Grund eines in der Anlage zu §2 Abs. 2 
oder in § 29 Abs. 1 oder 2 genannten Diploms, Prü- 
fungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnach- 
weise berechtigt sind, dürfen als Dienstleistungser- 
bringer im Sinne des Artikels 60 des EWG-Ver- 
trages vorübergehend den Beruf im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes ausüben. 

(2) Wer im Sinne des Absatzes 1 Dienstleistungen 
erbringen will, hat dies der zuständigen Behörde 
vorher anzuzeigen. Sofern eine vorherige Anzeige 
wegen der Dringlichkeit des Tätigwerdens nicht 
möglich ist, hat die Anzeige unverzüglich nach Er- 
bringen der Dienstleistung zu erfolgen. Bei der An- 
zeige sind Bescheinigungen des Herkunftsstaates 
darüber vorzulegen, daß der Dienstleistungserbrin- 
ger 

1. den Beruf einer Hebamme im Herkunftsstaat 
ausüben darf und 

2. ein Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonsti- 
gen Befähigungsnachweis im Sinne des Absat- 
zes 1 besitzt 

Die Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als zwölf Monate sein. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für männliche Be- 
rufsangehörige entsprechend. 

(4) Der Dienstleistungserbringer hat beim Erbrin- 
gen der Dienstleistung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes die Rechte und Pflichten einer Hebamme 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

ohne daß hierüber ausdrücklich etwas vereinbart 
worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbe- 
stimmte Zeit als begründet 

§21 

Eine Vereinbarung, die zuungunsten der Schü- 
lerin oder des Schülers von den Vorschriften 
des IV. Abschnitts dieses Gesetzes abweicht, ist 
nichtig. 

§22 

Die §§11 bis 21 finden keine Anwendung auf 
Schülerinnen und Schüler, die Mitglieder geistli- 
cher Gemeinschaften oder Diakonissen oder Dia- 
konieschwestern sind. 


V. ABSCHNITT 

Erbringen von Dienstleistungen; 
zwischenstaatliche Verträge 

§23 

unverändert 
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oder eines Entbindungspflegers. Verstößt ein 
Dienstleistungserbringer gegen diese Pflichten, so 
hat die zuständige Behörde unverzüglich die zu- 
ständige Behörde des Herkunftsstaates dieses 
Dienstleistungserbringers hierüber zu unterrich- 
ten. 

(5) Einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaa- 
tes der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf ei- 
ner Hebamme oder eines Entbindungspflegers auf 
Grund einer Erlaubnis ausübt, sind auf Antrag für 
Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem an- 
deren Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft Bescheinigungen darüber auszustel- 
len, daß er 

1. den Beruf der Hebamme oder des Entbindungs- 
pflegers im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausüben darf und 

2. den erforderlichen Ausbildungsnachweis be- 
sitzt. 


§24 

Zwischenstaatliche Verträge über die Tätigkeit 
der Hebammen in den Grenzgebieten bleiben unbe- 
rührt. 


VI. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten 

§25 

(1) Die Entscheidung nach § 2 Abs. 1 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller die Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung über die Anrechnung einer 
Ausbildung nach § 8 trifft die zuständige Behörde 
des Landes, in dem der Antragsteller an einer Aus- 
bildung teilnehmen will. 

(3) Die Länder bestimmen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


VII. ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§26 

Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 die Berufsbe- 
zeichnung „Hebamme“ oder „Entbindungspfle- 
ger“ führt, 

2. entgegen § 4 Abs. 1 Geburtshilfe leistet. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 


§24 

unverändert 

VI. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten 

§25 

unverändert 


VII. ABSCHNITT 

Bußgeldvorschriften 

§26 

Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unverändert 

2. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Geburtshilfe leistet. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 
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VIII. ABSCHNITT 

Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 

§27 

Für die Ausbildung der Hebamme und des Ent- 
bindungspflegers findet das Berufsbildungsgesetz 
keine Anwendung. 


IX. ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften 

§28 

(1) Eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes wirksame Anerkennung als Hebamme 
nach § 6 des Hebammengesetzes in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 55 des Gesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl I S. 469), und ein durch § 23 des Hebammen- 
gesetzes der Anerkennung nach § 6 Hebammenge- 
setzes gleichgestelltes Prüfungszeugnis nach §30 
Abs. 3 der Gewerbeordnung gelten als Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als Hebamme wird nach den bis- 
her geltenden Vorschriften abgeschlossen. Nach 
Abschluß der Ausbildung erhält der Antragsteller, 
wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
vorliegen, eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1. 

§29 

(1) Antragstellern, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft sind und die Voraussetzungen des §2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 erfüllen und die eine Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 auf Grund der Vorlage eines Di- 
ploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweises einer Hebamme beantragen* die 
von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vor dem 23. Januar 1986 
ausgestellt worden sind, ist die Erlaubnis ebenfalls 
zu erteilen. In den Fällen, in denen die Ausbildung 
des Antragstellers den Mindestanforderungen des 
Artikels 1 der Richtlinie 80/155/EWG nicht genügt, 
kann die zuständige Behörde die Vorlage einer Be- 
scheinigung des Heimat- oder Herkunftsstaates 
verlangen, aus der sich ergibt, daß der Antragsteller 
während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der 
Bescheinigung mindestens drei Jahre lang tatsäch- 
lich und gesetzmäßig den Beruf einer Hebamme 
ausgeübt hat. 

(2) Antragstellern, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft sind und die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 erfüllen und die eine Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 auf Grund der Vorlage eines Di- 
ploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweises einer Hebamme beantragen, die 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
VIII. ABSCHNITT 

Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 

§27 

unverändert 


IX. ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften 

§28 

(1) Eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes wirksame Anerkennung als Hebamme 
nach § 6 des Hebammengesetzes in der in § 34 
Satz 2 Nr. 1 bezeichneten Fassung und ein durch 
§ 23 des Hebammengesetzes der Anerkennung nach 
§ 6 des Hebammengesetzes gleichgestelltes Prü- 
fungszeugnis nach § 30 Abs. 3 der Gewerbeordnung 
gelten als Erlaubnis nach § 1 Abs. 1. 


(2) unverändert 


§29 

unverändert 
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von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vor dem 23. Januar 1983 
ausgestellt worden sind und den Mindestanforde- 
rungen des Artikels 1 der Richtlinie 80/ 155/EWG 
genügen, denen jedoch nach Artikel 2 der Richtlinie 
80/ 154/EWG gleichzeitig eine der in Artikel 4 der 
Richtlinie 80/ 154/EWG genannten Bescheinigungen 
der zuständigen Behörde des Heimat- oder Her- 
kunftsstaates beizufügen ist, aus der sich ergibt, 
daß der Antragsteller nach Erhalt des Diploms, Prü- 
fungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnach- 
weises als Hebamme während einer berufsprakti- 
schen Tätigkeit in zufriedenstellender Weise alle 
mit dem Beruf einer Hebamme verbundenen Tätig- 
keiten in einem Krankenhaus oder einer sonstigen 
zu diesem Zweck anerkannten Einrichtung des Ge- 
sundheitswesens ausgeübt hat, kann die Erlaubnis 
nur erteilt werden, wenn eine Bescheinigung des 
Heimat- oder Her kunfts Staates vorgelegt wird, aus 
der sich ergibt, daß der Antragsteller während der 
letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheini- 
gung mindestens zwei Jahre lang tatsächlich und 
gesetzmäßig den Beruf einer Hebamme ausgeübt 
hat. 

§30 

(1) Eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes wirksame Niederlassungserlaubnis nach 
§ 10 des Hebammengesetzes gilt weiter. Sie erlischt 
mit Ablauf des Tages, an dem die Inhaberin der 
Erlaubnis das 70. Lebensjahr vollendet. 

(2) Eine Niederlassungserlaubnis ist zu widerru- 
fen, wenn die Hebamme ihren Beruf auf Grund 
eines Arbeitsvertrages in Krankenhäusern ausübt; 
sie kann widerrufen werden, wenn die Hebamme in 
den letzten drei Jahren weniger als zehn Geburts- 
hilfen geleistet hat und die Geburtshilfe in dem 
zugewiesenen Bezirk anderweitig ausreichend si- 
chergestellt ist. 

(3) Die Niederlassungserlaubnis darf nicht vor 
Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes widerrufen werden. 


§31 

(1) Eine Anerkennung als Wochenpflegerin nach 
§ 1 Abs. 2 der Verordnung über Wochenpflegerinnen 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 2124-4, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verord- 
nung vom 18. April 1975 (BGBl. I S. 967), und eine 
durch § 8 dieser Verordnung gleichgestellte Aner- 
kennung gelten weiter. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als Wochenpflegerin wird nach 
den bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen. 
Nach Abschluß der Ausbildung erhält die Antrag- 
stellerin eine Anerkennung nach diesen Vorschrif- 
ten. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


§30 

(1) Eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes wirksame Niederlassungserlaubnis nach 
§ 10 des Hebammengesetzes in der in § 34 Satz 2 
Nr. 1 bezeichneten Fassung gilt weiter. Sie erlischt 
mit Ablauf des Tages* an dem die Inhaberin der 
Erlaubnis das 70. Lebensjahr vollendet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§31 

unverändert 
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X. ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§32 

(1) Die außerhalb dieses Gesetzes für „Hebam- 
men“ bestehenden Rechtsvorschriften finden auch 
auf „Entbindungspfleger“ Anwendung. 

(2) Die Reichsversicherungsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
820-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch . . wird wie folgt geändert: 


1. § 166 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. freiberuflich tätige Hebammen und Entbin- 
dungspfleger,“. 

2. § 475 d wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Freiberuflich tätige Hebammen und 
Entbindungspfleger (§ 166 Abs. 1 Nr. 4) haben 
selbst die Pflichten der Arbeitgeber zu erfül- 
len. 

(2) Der Grundlohn bemißt sich nach dem 
durchschnittlichen Arbeitseinkommen aus 
der Tätigkeit als freiberuflich tätige Heb- 
amme oder Entbindungspfleger, mindestens 
jedoch nach dem 150. Teil der monatlichen 
Bezugsgröße. Für freiberuflich tätige Hebam- 
men mit einem gewährleisteten Mindestein- 
kommen bemißt sich der Grundlohn minde- 
stens nach dem gewährleisteten Betrag. § 180 
Abs. 5 bis 8 gilt.“ 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

(3) Das Angestelltenversicherungsgesetz in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „Hebammen 
mit Niederlassungserlaubnis“ durch die Worte 
„freiberuflich tätige Hebammen und Entbin- 
dungspfleger“ ersetzt. 

2. § 127 Abs. 2 wird gestrichen. 

(4) Nach Artikel 2 § 48b des Angestellte nversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird folgender § 48 c eingefügt: 


„§48c 

§ 127 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes in der am 1. April 1984 geltenden Fassung 
gilt für die Hebammen mit Niederlassungserlaub- 
nis weiter.“ 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
X. ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§32 

(1) unverändert 


(2) Die Reichsversicherungsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
820-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 1984 (BGBl. I S. 1716), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


(3) Das Angestelltenversicherungsgesetz in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Juni 
1984 (BGBl. I S. 793), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 

(4) Nach Artikel 2 § 48 b des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1984 (BGBl. I S. 1713), wird folgender §48c einge- 
fügt: 

„§ 48 c 

§ 127 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes in der am 30. Juni 1985 geltenden Fassung 
gilt für die Hebammen mit Niederlassungserlaub- 
nis weiter.“ 
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Entwurf 

(5) In § 2 Abs. 2 Nr. 6 des Vierten Buchs Sozialge- 
setzbuch (Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
1976, BGBl. I S. 3845, zuletzt geändert durch . . .) wer- 
den die Worte „Hebammen mit Niederlassungser- 
laubnis“ durch die Worte „freiberuflich tätige Heb- 
ammen und Entbindungspfleger“ ersetzt. 


§33 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 

Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 

§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§34 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1984 in Kraft. 

Gleichzeitig treten, soweit sich nicht aus § 28 Abs. 2 

und § 31 Abs. 2 etwas anderes ergibt, außer Kraft: 

1. das Hebammengesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 55 des Gesetzes vom 2. März 

1974 (BGBl. I S. 469), mit Ausnahme der §§ 3, 14 
bis 20 und 25 , soweit sie als Landesrecht weiter- 
gelten, 

2. das Gesetz zur Regelung von Fragen des Heb- 
ammenwesens in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 2124-2, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, 

3. die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 18. April 

1975 (BGBl. I S. 967), 

4. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1-2, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, mit Aus- 
nahme der §§ 9 bis 1 7, die als Landesrecht wei- 
tergelten , 

5. die Sechste Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1-6, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, geändert 
durch § 20 der Verordnung vom 3. September 
1981 (BGBl. I S. 923), mit Ausnahme des § 1 
Satz 2, des § 2 Abs . 1 und der §§17 bis 24, die als 
Landesrecht weitergelten, 

6. die Siebente Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1-7, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, 

7. die Verordnung zur Abgrenzung der Berufstä- 
tigkeit der Hebammen von der Krankenpflege 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(5) In § 2 Abs. 2 Nr. 6 des Vierten Buchs Sozial- 
gesetzbuch (Artikel 1 des Gesetzes vom 23. De- 
zember 1976, BGBl. I S. 3845, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1984, 
BGBl. I S. 1029) werden die Worte „Hebammen 
mit Niederlassungserlaubnis“ durch die Worte 
„freiberuflich tätige Hebammen und Entbin- 
dungspfleger“ ersetzt. 

§33 

unverändert 


§34 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1985 in Kraft. 
Gleichzeitig treten, soweit sich nicht aus § 28 Abs. 2 
und § 31 Abs. 2 etwas anderes ergibt, und soweit sie 
Bundesrecht enthalten, außer Kraft: 

1. das Hebammengesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 55 des Gesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469), 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1-2, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, 


5. die Sechste Verordnung zur Durchführung des 
Hebammengesetzes in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2124-1-6, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, geändert 
durch § 20 der Verordnung vom 3. September 
1981 (BGBl. I S. 923), 


6. unverändert 


7. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 

in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 2124-3, veröffentlichten bereinig- 
ten Fassung, geändert durch Artikel 287 Nr. 5 
des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), 

8. die Niedersächsische Verordnung zur Ände- 8. unverändert 
rung der Verordnung zur Abgrenzung der Be- 
rufstätigkeit der Hebammen von der Kranken- 
pflege vom 19. Dezember 1939 (RGBl. I S. 2458) 

vom 29. August 1948 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 75), Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 2124-3 a, 

9. die Verordnung über die Altersgrenze bei Heb- 9. unverändert 
ammen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

Gliederungsnummer 2124-1-9, veröffentlichten 

bereinigten Fassung, 

10. die Verordnung über Wochenpflegerinnen in 10. unverändert 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 2124-4, veröffentlichten bereinigten 

Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 der 
Verordnung vom 18. April 1975 (BGBL I S. 967), 

11. die §§ 1, 16 und 17 der Ausbildungs- und Prü- 11. unverändert 
fungsordnung für Hebammen vom 3. Septem- 
ber 1981 (BGBL I S. 923). 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Anlage (zu § 2 Abs. 2) 


Anlage (zu § 2 Abs. 2) 


Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige unverändert 

Befähigungsnachweise der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

a) Belgien 

das von staatlichen oder staatlich anerkannten 
Schulen oder der Jury Central verliehene „diplö- 
me d’accoucheuse/vroedvrouwdiploma“; 

b) Dänemark 

der von der „Dänemarks jordemoderskole“ aus- 
gestellte „bevis for bestäet jordemodereksa- 
men“; 

c) Frankreich 

das vom Staat verliehene „diplöme de sage-fem- 
me“; 

d) Griechenland 

— das vom Ministerium für Soziale Dienste be- 
glaubigte „Tixoxio paias“ 

— das vom KATEE verliehene 

„TTxoxio övcox^pa^ axoA,f]c; axeA^x^v üydag Kai 
KoivcoviKfj^ Ttpovoiag, xpf]paxog pauöv“; 

e) Irland 

das vom „An Bord Altranais“ verliehene „Certifi- 
cate in Midwifery“; 

f) Italien 

das von staatlich anerkannten Schulen ausge- 
stellte „diploma d’ostetrica“; 

g) Luxemburg 

das vom Minister für Gesundheitswesen auf- 
grund des Beschlusses des Prüfungsausschusses 
ausgestellte „diplöme de sage-femme“; 

h) Niederlande 

das von der staatlich eingesetzten Prüfungskom- 
mission verliehene „vroedvrouwdiploma“; 

i) Vereinigtes Königreich 

das „certificate of admission to the Roll of Mid- 
wives“, das in England und Wales durch den 
„Central Midwives Board for England and 
Wales“, in Schottland durch den „Central Mid- 
wives Board for Scotland“ und in Nordirland 
durch den „Northern Ireland Council for Nurses 
and Midwives“ verliehen wird. 


19 



Drucksache 10/3070 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Bericht der Abgeordneten Frau Augustin 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre- 
gierung eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 
69. Sitzung am 3. Mai 1984 in erster Lesung beraten 
und ihn an den Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit federführend und zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat die Beratungen formell am 4. Mai 1984 aufge- 
nommen, zunächst aber nur die Durchführung ei- 
ner öffentlichen Anhörung zu dem Gesetzentwurf 
beschlossen. Wegen vordringlicher sonstiger Geset- 
zesvorhaben konnte die Anhörung allerdings erst 
am 23. Januar 1985 (37. Sitzung) verwirklicht wer- 
den. Der Ausschuß hat die Vorlage dann in seiner 
37. und 39. Sitzung am 23. Januar bzw. 27. Februar 
1985 in der Sache beraten und die Beratungen in 
seiner 41. Sitzung am 13. März 1985 zum Abschluß 
gebracht. 

In der Anhörung, die zusammen mit einer Anhö- 
rung zu zwei Entwürfen eines Krankenpflegegeset- 
zes — Drucksachen 10/1062 und 10/1063 — durchge- 
führt wurde, sind insbesondere Vertreter der Heb- 
ammenverbände, der Hebammenlehrer, der Ärzte- 
schaft, der Krankenhausträger, von. Wohlfahrtsver- 
bänden und Gewerkschaften sowie der Bundesver- 
einigung der kommunalen Spitzenverbände gehört 
worden. Die Beiträge der Teilnehmer sind in die 
Beratungen einbezogen worden. Auf das Stenogra- 
phische Protokoll Nr. 37 (Teil II) zu der Anhörung 
sowie auf die als Ausschußdrucksachen verteilten 
schriftlichen Stellungnahmen wird Bezug genom- 
men. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 27. Februar 1985 zu dem Gesetzent- 
wurf — und zugleich zu den Entwürfen zum Kran- 
kenpflegegesetz — wie folgt Stellung genommen: 

„Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung unter- 
stützt die Absicht, sowohl das Krankenpflegegesetz 
als auch das Hebammengesetz einer grundlegen- 
den Überarbeitung zu unterziehen und damit die 
Anpassung an moderne medizinische und gesell- 
schaftspolitische Entwicklungen zu vollziehen. 

Der Ausschuß bittet den federführenden Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit, bei seinen Be- 
ratungen insbesondere auf die Umsetzung der EG- 
Richtlinie ... zu achten . . . 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung bittet 
den federführenden Ausschuß, die Hinzuziehungs- 
pflicht der Hebammen bei Entbindungen sicherzu- 
stellen und damit dem Vorschlag des Bundesrates 
zu entsprechen. Darüber hinaus hält er es für wich- 


und Delorme 


tig, daß die der Hebamme vorbehaltenen Tätigkei- 
ten auf die Überwachung des Wochenbettverlaufs 
ausgedehnt werden. 

Der federführende Ausschuß sollte auch prüfen, ob 
entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates die 
Probezeit auf sechs Monate bei der (Krankenpfle- 
ge- und) Hebammenausbildung (und auf drei Mo- 
nate bei der Krankenpflegehilfe) erweitert werden 
soll. Für den Ausbildungsvertrag sollte die Schrift- 
form vorgeschrieben werden. 

Diese Stellungnahme wurde einstimmig beschlos- 
sen.“ 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft unter- 
stützt in seiner Stellungnahme vom 13. März 1985 
die Absicht, das Hebammengesetz einer grundle- 
genden Überarbeitung zu unterziehen und damit 
die Anpassung an moderne medizinische und ge- 
sellschaftspolitische Entwicklungen zu vollziehen. 
Er hat dem federführenden Ausschuß empfohlen, 
bei seinen Beratungen insbesondere auf die Umset- 
zung der EG-Richtlinien zu achten. Er hat ferner 
um Prüfung gebeten, ob entsprechend dem Vor- 
schlag des Bundesrates die Probezeit bei der Heb- 
ammenausbildung auf sechs Monate erweitert wer- 
den soll. Für den Ausbildungsvertrag hat er die 
Schriftform für erforderlich gehalten. 

Hinsichtlich der Zielsetzung und der grundsätzli- 
chen Ausgestaltung des Gesetzentwurfs, die im 
Laufe der Ausschußberatungen unverändert geblie- 
ben sind, kann auf die Drucksache 10/1064 Bezug 
genommen werden. Hervorgehoben sei die Absicht, 
den Zugang zum Beruf der Hebamme an die moder- 
nen medizinischen Erkenntnisse und das insbeson- 
dere durch weitgehende Verlagerung der Entbin- 
dungen in die Kliniken gewandelte Berufsbild der 
Hebamme anzupassen. Als Konsequenz ist auf den 
Verzicht auf die Niederlassungserlaubnis als Vor- 
aussetzung für eine freiberufliche Tätigkeit hinzu- 
weisen: Künftig soll sich jede zur Berufs ausübung 
zugelassene Hebamme auch als freiberuflich tätige 
Hebamme niederlassen dürfen. Hingewiesen sei 
ferner auf die neu vorgesehene Zulassung von Män- 
nern zum Beruf des „Entbindungspflegers“ und die 
Ausdehnung der der Hebamme und dem Entbin- 
dungspfleger vorbehaltenen Tätigkeiten auf die 
Überwachung des Wochenbettverlaufs. Einen 
Schwerpunkt des Entwurfs stellt schließlich die 
Umsetzung EG-rechtlicher Vorschriften dar. 

Im Laufe der Beratungen im federführenden Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit wurden 
die Ziele des Gesetzentwurfs weitgehend einhellig 
begrüßt. Im wesentlichen bestand auch Überein- 
stimmung darüber, daß die vorgeschlagene Neure- 
gelung eine ganze Reihe bedeutsamer Verbesserun- 
gen mit sich bringt. Einzelne Vorschriften sah der 
Ausschuß allerdings als änderungsbedürftig an, wo- 
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bei es ihm überwiegend jedoch nur um klarere For- 
mulierungen ging. 

Von den vom Ausschuß vorgeschlagenen sachlichen 
Änderungen (vgl. im einzelnen die Erläuterungen 
unter II.) sei vor allem die Aufnahme einer Rege- 
lung der sogenannten Hinzuziehungspflicht hervor- 
gehoben (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs in der 
Fassung der Ausschußempfehlungen). Eine ent- 
sprechende Regelung hatte bereits der Bundesrat 
in seiner Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf vor- 
geschlagen; die Bundesregierung hatte dem in ihrer 
Gegenäußerung trotz gewisser Bedenken nicht wi- 
dersprochen. Insoweit wird ebenfalls auf die Druck- 
sache 10/1064 Bezug genommen. Der Ausschuß hat 
sich hier weitgehend den Vorschlag und die Be- 
gründung des Bundesrates zu eigen gemacht (Nä- 
heres s. wiederum unter II.). Er hat dem Arzt je- 
doch, wie von der Bundesregierung in ihrer Gegen- 
äußerung vorgeschlagen, nur die Pflicht auferlegt, 
für die Hinzuziehung der Hebamme zu sorgen, ihn 
aber nicht verpflichtet, persönlich eine Hebamme 
hinzuzuziehen. 

Besonders hingewiesen sei ferner auf die Empfeh- 
lungen des Ausschusses, für den Ausbildungsver- 
trag die Schriftform vorzuschreiben (§ 11) und die 
Probezeit auf sechs Monate zu verlängern (§ 17). 
Auch in diesen Punkten ist der Ausschuß den Vor- 
schlägen des Bundesrates gefolgt. 

Auch in der Ausschußberatung wurde noch einmal 
die Frage der geeignetsten Berufsbezeichnung für 
die männlichen Angehörigen des Hebammenberu- 
fes erörtert. Zu beachten war insbesondere der Vor- 
schlag eines der zu dem Gesetzentwurf angehörten 
Hebammenverbände, anstelle der Bezeichnung 
„Entbindungspfleger“ die Berufsbezeichnung „Ent- 
bindungshelfer“ vorzusehen. Der Ausschuß ist die- 
sem Vorschlag letztlich jedoch nicht gefolgt. Er ver- 
trat die Auffassung, daß die Bezeichnung „Helfer“ 
der Bedeutung und Verantwortung des Hebammen- 
berufes nicht gerecht wird; außerdem findet diese 
Bezeichnung ansonsten schon für eine andere 
Gruppe von Heilhilfsberufen Verwendung. Die wei- 
ter beteiligten Verbände haben sich dem vorge- 
nannten Vorschlag auch nicht angeschlossen. 

Hervorzuheben ist schließlich der einstimmig ge- 
faßte Beschluß, auch bei den Berufsbezeichnungen 
im Hebammengesetz nicht nur die männliche, son- 
dern in gleicher Weise und jeweils vorangestellt 
auch die weibliche Form zu verwenden. Verwiesen 
sei insoweit auf die näheren Ausführungen in dem 
Ausschußbericht zum Entwurf eines Krankenpfle- 
gegesetzes (vgl. Drucksache 10/3069). 

Weitgehend ohne Mehrheit blieben einige zusätzli- 
che Änderungswünsche der SPD-Fraktion und der 
Fraktion DIE GRÜNEN. Eine eingehende Diskus- 
sion entzündete sich hier anläßlich der Beratung 
von §4 Abs. 2 des Entwurfs an der Frage, ob der 
Umfang der der Hebamme und dem Entbindungs- 
pfleger vorbehaltenen Tätigkeiten nicht auf die 
Schwangerenberatung und -betreuung ausgedehnt 
werden sollte. In Modifizierung des Vorschlags ei- 
nes der an der Anhörung beteiligten Hebammen- 
verbände und weitgehend im Einklang mit einem 


schriftlichen Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
beantragte die Fraktion der SPD, § 4 Abs. 2 wie folgt 
zu fassen: 

„Geburtshilfe im Sinne des Absatzes 1 umfaßt 
Schwangerenberatung und -betreuung, Leitung des 
Geburtsvorgangs, Hilfe bei der Geburt und Überwa- 
chung des Wochenbettverlaufs.“ 

Die Ausschußmehrheit sah sich nicht in der Lage, 
diesem Vorschlag zuzustimmen, weil durch eine sol- 
che Vorbehaltsregelung — außer den Ärzten — alle 
anderen Berufsgruppen, wie z. B. die Krankengym- 
nastinnen, von der Schwangerenberatung und -be- 
treuung ausgeschlossen würden. Dies sei gesund- 
heitspolitisch aber nicht vertretbar. Es sei auch 
nicht angezeigt, eine spezielle Ausnahme zugunsten 
der Krankengymnastinnen und -gymnasten vorzu- 
sehen. Daß den Hebammen und Entbindungspfle- 
gern auch die Betreuung während der Schwanger- 
schaft obliege, sei im übrigen aus § 5 des Entwurfs 
zu folgern. Schließlich werde durch die geänderte 
Fassung des § 10 deutlich gemacht, daß auch die 
Beratung und Betreuung der Schwangeren spe- 
zielle Tätigkeiten der Hebamme sind. Der Aus- 
schuß hat den Änderungsantrag zu § 4 Abs. 2 unter 
diesen Umständen mit Mehrheit abgelehnt. Unab- 
hängig hiervon muß nach übereinstimmender Auf- 
fassung im Ausschuß jedoch darauf hingewirkt 
werden, daß die Verantwortung für die Beratung 
und Betreuung der Schwangeren letztlich in der 
Hand der Hebamme oder des Entbindungspflegers 
liegt. 

Auf weitere Einzelanträge der Fraktion der SPD 
und der Fraktion DIE GRÜNEN wird unter II. noch 
eingegangen. Trotz weitgehender Zustimmung blie- 
ben für die Fraktion der SPD — die Fraktion DIE 
GRÜNEN war bei der Schlußabstimmung nicht ver- 
treten — noch einige Vorbehalte gegenüber dem 
Entwurf. Sie wandte sich insbesondere — ebenso 
wie die Fraktion DIE GRÜNEN in einem schriftli- 
chen Antrag — gegen die in § 27 des Entwurfs vor- 
gesehene Herausnahme der Hebammenausbildung 
aus dem Anwendungsbereich des Berufsbildungs- 
gesetzes. Die Fraktion der SPD hat sich deshalb 
nicht in der Lage gesehen, dem Gesetzentwurf un- 
eingeschränkt zuzustimmen, und sich bei der 
Schlußabstimmung der Stimme enthalten. Mit der 
Mehrheit der Stimmen der Fraktion der CDU/CSU 
und FDP hat der Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit beschlossen, dem Deutschen Bundestag 
die Annahme des Gesetzentwurfs mit den unter II. 
erläuterten Änderungen und Ergänzungen zu emp- 
fehlen. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird, 
soweit die Annahme in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs empfohlen wird, auf die Begründung 
in Drucksache 10/1064 Bezug genommen. Hinsicht- 
lich der vom Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit abgeänderten Vorschriften ist folgendes 
zu bemerken: 


21 



Drucksache 10/3070 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Zu § 4 Abs. 1 Satz 1 

Redaktionelle Einbindung der „Ärztinnen“. 


Zu § 4 Abs. 1 Satz 2 

Der Gesetzentwurf enthält keine Regelung über die 
sogenannte Hinzuziehungspflicht. Die Bundesregie- 
rung mißt zwar der Hinzuziehungspflicht erhebli- 
che gesundheitspolitische Bedeutung zu, meint 
aber, für eine Regelung fehle dem Bund die Gesetz- 
gebungskompetenz. Diese Auffassung wird nicht 
geteilt. § 3 des Hebammengesetzes vom 21. Dezem- 
ber 1938 ist gemäß Artikel 125 Nr. 1 in Verbindung 
mit Artikel 74 Nr. 7 GG Bundesrecht geworden. Die 
Vorschrift muß als Regelung auf dem Gebiet der 
Öffentlichen Fürsorge angesehen werden. Öffentli- 
che Fürsorge im Sinne von Artikel 74 Nr. 7 ist nicht 
eng auszulegen und nicht nur im Sinne der sozialen 
„Fürsorge“ (Sozialhilfe) zu verstehen. Fürsorge im 
Sinne des Artikels 74 Nr. 7 GG ist auch die Hilfe der 
Gemeinschaft an Personen, die sich in einer beson- 
deren Not- oder Gefahrenlage befinden, z. B. Hilfe 
für werdende und stillende Mütter, für Säuglinge 
und Kleinkinder, wie für alternde Personen. Aus 
dieser Sicht ist auch die Sorge der Gemeinschaft, 
daß jeder Mutter und jedem neugeborenen Kind 
während der Entbindung und danach die Hilfe ei- 
ner Hebamme zuteil wird, als öffentliche Fürsorge 
anzusehen. § 3 des Hebammengesetzes, der den 
Arzt verpflichtet, zur Entbindung eine Hebamme 
hinzuzuziehen, gehört daher zum Bereich der Bun- 
deskompetenz nach Artikel 74 Nr. 7 GG. 

Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Ärztin“. 

Keine Mehrheit fand ein von der SPD-Fraktion un- 
terstützter Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, ent- 
sprechend dem Votum des Bundesrates den Arzt 
(persönlich) zu verpflichten, bei der Entbindung 
eine Hebamme oder einen Entbindungspfleger hin- 
zuzuziehen (vgl. auch die allgemeinen Ausführun- 
gen unter I.). 


Zu §5 

Die Einfügung des Wortes „insbesondere“ soll klar- 
stellen, daß die Vorschrift nicht abschließend ist, 
sondern nur die wichtigsten Ausbildungsziele auf- 
führt. 

Im übrigen stellt gerade das Erkennen von „Kom- 
plikationen beim Geburtsverlauf“ einen Schwer- 
punkt der Ausbildung dar. 


Zu § 6 Abs. 1 

Der Begriff „Hebammenlehranstalten“ wird durch 
den modernen Begriff „Hebammenschulen“ er- 
setzt. 

Ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, Absatz 1 
dahin zu ergänzen, daß vier Monate der praktischen 
Ausbildung bei einer freiberuflichen Hebamme ab- 


geleistet werden sollten, wurde mehrheitlich bei ei- 
nigen Stimmenthaltungen abgelehnt, weil die Qua- 
lität der Ausbildung dann nicht in jedem Falle ge- 
währleistet sei. Die Schüler und Schülerinnen hät- 
ten aber die Möglichkeit, bei einer freiberuflichen 
Hebamme zu volontieren (vgl. § 6 Abs. 2 Satz 2). 


Zu § 6 Abs. 2 Nr. 1 

Redaktionelle Einbindung der „Ärztin“. 

Dem neu eingefügten „Lehrentbindungspfleger“ 
entspricht die „Lehrhebamme“. 


Zu § 6 Abs. 2 Nr. 2 

Der Gesetzentwurf enthält die Forderung nach wei- 
teren Lehrhebammen oder Lehrentbindungspfle- 
gern. 

Eine Schule müßte stets über mindestens drei Lehr- 
hebammen oder Lehrentbindungspfleger verfügen 
(eine Leitungskraft und weitere Unterrichtskräfte). 
Das kann bei kleinen Schulen zu Schwierigkeiten 
führen und sollte deshalb nicht gefordert werden. 

Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Ärztin- 
nen“. 


Zu §7 

Übersichtlichere Darstellung der Zugangsvoraus- 
setzungen. 


Zu § 7 Satz 2 Nr. 3 

Die bisher für Krankenpflegehelferinnen und 
Krankenpflegehelfer bestehende Möglichkeit, ohne 
Hauptschulabschluß oder gleichwertige Schulbil- 
dung zur Ausbildung zugelassen zu werden (§ 1 
Abs. 2 Satz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung für Hebammen vom 3. September 1981 — 
BGBl. I S. 923), soll beibehalten werden, um die Zu- 
gangsmöglichkeiten für diesen Personenkreis nicht 
zu verengen. 


Zu § 9 Satz 1 Nr. 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 


Zu § 9 letzter Satz 

Der Begriff der „besonderen Härte“ umfaßt alle 
hier vorkommenden praktischen Fälle. 


Zu § 10 Abs. 1 Satz 1 

Durch die neu eingefügten Worte „Ausbildungsin- 
halte, Tätigkeiten und Aufgaben“ soll sichergestellt 
werden, daß die Ausbildung die Hebamme und den 
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Entbindungspfleger dazu befähigt, die in der zitier- 
ten Richtlinie aufgeführten eigenverantwortlichen 
Tätigkeiten und Aufgaben durchzuführen. Zugleich 
soll damit deutlich gemacht werden, daß die Bera- 
tung und Betreuung der Schwangeren, die Geburts- 
hilfe und die Betreuung des Säuglings und der Mut- 
ter bis zur Beendigung des Wochenbetts spezifische 
Aufgaben und Tätigkeiten der Hebamme sind. 


Zu § 10 Abs. 1 Satz 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 


Zu §11 

Die in dem Gesetzentwurf gewählte Konstruktion 
eines zunächst mündlich abzuschließenden Ausbil- 
dungsvertrages, der dann später durch Nieder- 
schrift dokumentiert werden soll, ist umständlich 
und entspricht nicht den praktischen Bedürfnissen 
in der Hebammenausbildung, wo Ausbildungsver- 
träge in der Regel schriftlich abgeschlossen wer- 
den. Auf die Angaben in § 12 (alt) Abs. 1 Nr. 2 sollte 
verzichtet werden. Der Wegfall des Wortes „Ferien“ 
in § 12 (alt) Abs. 1 Nr. 6 trägt dem Schulrecht der 
Länder Rechnung, soweit diese Schulrecht anwen- 
den. Im übrigen werden die §§11 und 12 zu § 11 
zusammengezogen. 


Zu § 11 Abs. 3 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 


Zu §12 

Die Streichung ist eine Folge der Änderung des 

§ 11 . 


Zu § 13 Abs. 1 und 2 Nr. 1 

Die Eingrenzung in Absatz 1 auf den „Träger der 
Ausbildung“ beeinträchtigt den Schutzzweck der 
Vorschrift; denn der „Träger der Ausbildung“ dürfte 
häufig mit dem künftigen Arbeitgeber (Kranken- 
haus) nicht identisch sein. 

Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Schüle- 
rin“. 


Zu § 14 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 

Das Wort „Lehrbücher“ in Absatz 1 berührt das 
Schulrecht der Länder; das Wort „insbesondere“ er- 
scheint wegen des weiten Bedeutungsspielraums 
des Begriffs „Ausbildungsmittel“ entbehrlich. 

Im übrigen redaktionelle Einbindung der „Schüle- 
rin“. 


Zu § 15 Satz 1 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 15 Satz 2 Nr. 1 

Es gehört nicht zur Kompetenz des Bundes, Vor- 
schriften über den Besuch von Unterricht in Schu- 
len zu erlassen. 

Im übrigen redaktionelle Folge der Einbindung der 
„Schülerin“. 


Zu § 15 Satz 2 Nr. 2 und 3 

Mit der Fassung der Nummer 2 werden die bisheri- 
gen Nummern 2 und 3 unter Berücksichtigung der 
Einbindung der „Schülerin“ zu einer allgemeineren 
Formulierung zusammengefaßt. In der neuen Num- 
mer 3 wird ausdrücklich die Verpflichtung der 
Schülerinnen und Schüler festgelegt, die Bestim- 
mungen über die Schweigepflicht einzuhalten und 
über Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu bewah- 
ren. Ein solcher ausdrücklicher Hinweis erscheint 
insbesondere auch bei dem Beruf der Hebamme 
und des Entbindungspflegers erforderlich. 

Zu § 16 Abs. 1 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Mehrheitlich abgelehnt wurde ein Antrag der SPD- 
Fraktion, in den Gesetzentwurf aufzunehmen, daß 
die der Schülerin oder dem Schüler zu gewährende 
Vergütung „angemessen“ sein müsse. Die Mehrheit 
im Ausschuß wies darauf hin, daß die Höhe der Ver- 
gütung von den Tarifvertragsparteien vereinbart 
werden müsse. 


Zu § 16 Abs. 3 

Es muß sichergestellt werden, daß Überstunden nur 
im Ausnahmefall zulässig und dann besonders zu 
vergüten sind. 

Zu § 17 Satz 2 

Erst nach einer längeren auf den üblichen theoreti- 
schen Einführungsblock folgende Praxis kann über 
die Berufseignung entschieden werden. Die im Ge- 
setzentwurf vorgesehene Probezeit ist demnach 
nicht ausreichend. Deren angemessene Dauer liegt 
auch im Interesse der Schülerinnen und Schüler. 


Zu § 18 Abs. 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 19 Abs. 2 Nr. 1 

Durch die Einfügung des Buchstabens a in Num- 
mer 1 soll klargestellt werden, daß der Wegfall der 
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zitierten Voraussetzungen eine Kündigung aus 
wichtigem Grund möglich macht. 

Zu § 19 Abs. 2 Nr. 2 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Für die fristgerechte Kündigung durch die Schüle- 
rin oder den Schüler sollten keine Auflagen festge- 
legt werden, zumal sie gemäß Absatz 3 auch keinen 
Kündigungsgrund angeben müssen. 


Zu § 19 Abs. 4 

Die Frist von zwei Wochen ist angemessen und aus- 
reichend und entspricht der Regelung des Berufs- 
bildungsgesetzes. 

Zu §§ 20 bis 22 

Redaktionelle Einbindung der „Schülerin“. 

Zu § 26 Satz 1 Nr. 2 

Folgeänderung (vgl. zu § 4 Abs. 1 Satz 2). 

Zu § 28 Abs. 1 

Klarstellung analog dem Änderungsantrag zu § 30 
Abs. 1 Satz 1. 

Ferner redaktionelle Berichtigung. 

Bonn, den 25. März 1985 


Zu § 30 Abs. 1 Satz 1 

Klarstellung, daß sich die Vorschrift auf eine Nie- 
derlassungserlaubnis nach dem bisher in Kraft be- 
findlichen Hebammengesetz bezieht. 

Zu § 30 Abs. 2 

Ohne Mehrheit blieben ein Antrag der Fraktion der 
SPD, den Entzug der Niederlassungserlaubnis nur 
für den Fall einer rechtskräftigen Verurteilung we- 
gen einer schweren Straftat, die im Zusammenhang 
mit der Hebammentätigkeit steht, vorzusehen, so- 
wie ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, einen 
Widerruf der Niederlassungserlaubnis nur für den 
Fall vorzusehen, daß die Hebamme ihren Beruf auf- 
grund eines Arbeitsvertrages mit voller Stunden- 
zahl im Krankenhaus ausübt. 

Zu § 32 

Einfügung des jeweils letzten Ständes der Fund- 
stellen. 

Zu § 34 Satz 1 

Durch den Verlauf der Beratungen ergibt sich eine 
Verschiebung hinsichtlich des Inkrafttretens. 

Zu § 34 Satz 2 Nr. 1, 4 und 5 

Von den nach § 34 aufzuhebenden Vorschriften sind 
über die in § 34 Satz 2 Nr. 1, 4 und 5 aufgeführten 
Bestimmungen hinaus noch andere Vorschriften 
Landesrecht geworden, so zum Beispiel § 1 Satz 1, 
§§ 2 bis 4 der Sechsten Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Hebammengesetzes und § 4 der Verord- 
nung über Wochenpflegerinnen. Ihre Aufhebung ist 
daher von der Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des nicht gedeckt. 


Frau Augustin Delorme 

Berichterstatter 
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